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„Fight Poverty, Not the Poor!“
Bettelverbote gefährden die Grundrechte
Von Josef P. Mautner.

Das Salzburger Landessicherheitsgesetz
spricht im § 29 ein absolutes Bettelverbot
aus: „(1) wer an einem öffentlichen ort
oder von haus zu haus von fremden Per-
sonen unter Berufung auf wirkliche oder
angebliche Bedürftigkeit zu eigennützigen
Zwecken Geld oder geldwerte Sachen für
sich oder andere erbittet, begeht eine ver-
waltungsübertretung und ist mit einer
Geldstrafe bis zu 500 € und für den Fall
der Uneinbringlichkeit mit ersatzfreiheits-
strafe bis zu einer woche zu bestrafen. (2)
Bei vorliegen von erschwerungsgründen
kann auch der verfall des erbettelten oder
daraus erlösten ausgesprochen werden.“
Das Salzburger Bettelverbot ist – wie die
bestehenden Bettelverbote in anderen
Bundesländern – beim verfassungsge-
richtshof (vfGh) beeinsprucht worden,
und der vfGh befasst sich in dieser Früh-
jahrssession mit den grundrechtlichen
Fragen und Problemstellungen, die diese
unterschiedlich formulierten verbote auf-
werfen. 

25 der aemr formulierten Prinzipien ver-
deutlichen, dass erst die massive verlet-
zung von sozialen Grundrechten die
Ursachen und voraussetzungen schafft,
die menschen zum Betteln bzw. zu Bet-
telmigration zwingen. 

Der schwerwiegendste grundrechtliche
Problembereich der Bettelverbote betrifft
den art. 8 der emrK, also das in Öster-
reich auch durch die verfassung
geschützte recht auf eine freie Gestal-
tung der Lebensführung. Der Schutzum-
fang von art. 8 emrK umfasst – neben
unzulässigen eingriffen des Staates in
das Privatleben – auch das auftreten
und die Darstellung in der Öffentlichkeit.
Im Zusammenhang mit dem thema Bet-
telverbote ist dieses Grundrecht auf Pri-
vatleben von prinzipieller relevanz: Denn
es beinhaltet die – wenn auch durch
eine soziale notlage erzwungene –  ent-
scheidung, auf der Straße um Geld zu
betteln. eine Schranke erfährt dieses
recht auf freie Gestaltung der Lebens-
führung in der achtung desselben rech-
tes anderer sowie der öffentlichen
Sicherheit und ordnung. Für diese ein-
schränkungen müssen aber dieselben
Kriterien gelten wie für alle anderen ein-
schränkungen von menschenrechten
auch: eine legitime Zielsetzung und ver-
hältnismäßigkeit.
Der art. 10 emrK schützt darüber hin-
aus noch die Kommunikationsfreiheit im
Sinne einer meinungsäußerungsfreiheit.
Bettelnde kommunizieren mit der
Umwelt über ihre armut und machen
auf ihre – zumeist ausweglose – Situa-
tion aufmerksam. In der regel ist dies
für die Betroffenen die einzige Form,
ihre Situation zu veröffentlichen und
bekannt zu machen.
auf einer anderen ebene lässt sich noch
geltend machen, dass Bettelverbote
auch die Freiheit der erwerbstätigkeit
einschränken, die in  art. 6 abs 1
Staatsgrundgesetz (StGG) gewährleistet
ist.

Verstoß gegen Grundrechte

abgesehen von diversen ethischen Frage-
stellungen muss zunächst im voraus fest-
gestellt werden, dass ein Bettelverbot
kein angemessenes Instrument der
armutsbekämpfung sein kann. Im
Gegenteil: armut wird kriminalisiert und
eine Gruppe von extrem armutsbetroffe-
nen menschen zu verwaltungsstraftäte-
rInnen gemacht. von prinzipieller Bedeu-
tung für die Diskussion der grundrecht-
lichen Legitimität bzw. Illegitimität von
Bettelverboten sind deshalb die sozialen
Grundrechte, wie sie etwa in artikel 23
und 25 der „allgemeinen erklärung der
menschenrechte“ (1948) festgelegt sind.
Der Schutz vor arbeitslosigkeit sowie das
recht auf angemessenen Lebensstandard
in art. 23 und 25 betreffen die Ursachen
des Bettelns. Diese sind in den jeweiligen
Lebensumständen der Betroffenen zu
suchen, nicht in sogenannten „kriminel-
len machenschaften“. Die in art. 23 und
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Kreativ-ironischer Umgang mit einem ernsten Thema. Das „Theater am Bahnhof“ stellte in
einer öffentlichen Aktion den GrazerInnen den „Bettler-Automaten“ vor. Eine übersteigerte
und plakative Form, der Forderung nach dem Verstecken von Armut nachzukommen.
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In der Stadt Salzburg betteln im übrigen
nicht nur migrantInnen aus osteuropäi-
schen Ländern, sondern auch InländerIn-
nen, die teilweise von haus zu haus
gehen. vielfach sehen sich auch asylwer-
berInnen, die mit  der Grundversorgung
nicht das auslangen finden, zum Betteln
gezwungen. eine verletzung sozialer
Grundrechte (evtl. in anderen Staaten der
eU) bzw. ein versagen lokaler Sozialpolitik
kann nicht mit dem verbot des Bettelns
kaschiert oder mit dem argument
gerechtfertigt werden, die Betroffenen vor
dieser durch not motivierten tätigkeit
bzw. vor ausbeutung im rahmen des Bet-
telns bewahren zu müssen. In Bezug auf
die Bettelmigration haben m.e. auch
österreichische regierungsorganisationen
die verpflichtung, auf weiterreichende
maßnahmen im rahmen der eU zu drän-
gen, die die Lebenssituation von Bettelmi-
grantInnen in diversen osteuropäischen
Ländern grundlegend verbessern.
Der runde tisch menschenrechte in der
Stadt Salzburg hat deshalb eine Position
zu dem in Salzburg geltenden absoluten
Bettelverbot erarbeitet und diese Position
auch in der ersten Pressekonferenz des
runden tisches am 22. märz 2012 veröf-
fentlicht.

Weiterführung einer 
politischen Debatte

mit seiner Positionierung hat der runde
tisch in eine bereits seit längerem lau-
fende politische Debatte um das Salzbur-
ger Bettelverbot eingegriffen und ihr
eine neue Dimension hinzugefügt: das
Bettelverbot als verstoß gegen wesentli-
che Grundrechte. Bürgermeister-Stvell-
vertreter Dipl.-Ing. harald Preuner hat
unmittelbar nach der Pressekonferenz,
auf der die Position des runden tisches
veröffentlicht wurde, mit einer „Pressein-
formation“ reagiert. Preuner hatte sich
bereits vorher immer wieder mit drasti-
schen aussagen über sogenannte „Bett-
lerbanden“ für die Beibehaltung des
absoluten Bettelverbotes in Salzburg aus-
gesprochen. Diese Position wird in der
„Presseinformation“ vom 22.3. bekräf-
tigt – verbunden mit heftigen angriffen
gegen den runden tisch, dem er „krasse
themenverfehlungen“ vorwirft. aus-
gangspunkt dieser argumentation ist die
pauschale Behauptung: „Betteln begün-
stigt mafiöse Strukturen!“ auf die argu-
mente des runden tisches, dass organi-

siertes Betteln nicht mit „mafiös“ gleich-
zusetzen ist und dass es für kriminelle
randbereiche des Bettelns ausreichende
strafrechtliche Bestimmungen gibt,
wurde nicht eingegangen. Die grund-
rechtliche Dimension des Bettelverbotes
wurde in der aussendung vollkommen
negiert und die Kritik am Gesetz als
„naiv“ und „völlig losgelöst von den
realitäten“ diffamiert.

auf antrag der FPÖ hat der Gemeinderat
in seiner Sitzung am 28. märz 2012 eine
„aktuelle Stunde“ zum Bettelverbot
angesetzt. Im Zuge dieser Debatte wur-
den von FPÖ und ÖvP nochmals die
bereits bekannten Standpunkte wieder-
holt – verbunden mit dem stereotypen
vorurteil, das organisiertes Betteln mit
Bandenbildung und mafiösen Strukturen
gleich setzt. Der freiheitliche Klubob-
mann andreas Schöppl: „versuchen Sie
einmal, so einen Bettler in der Stadt
anzusprechen, und Sie werden feststel-
len, dass keiner von ihnen Deutsch
spricht. Dass diese menschen hier sind,
ist das werk von verantwortungslosen
Geschäftemachern.“ Die SPÖ hat sich in
der Gemeinderatssitzung für die
abschaffung des absoluten Bettelverbo-
tes ausgesprochen. martin Panosch
befürwortete aber ein „teilweises Bettel-
verbot nach wiener vorbild, wo aggres-
sivem Betteln und organisierten Banden
der nährboden entzogen wird.“ Die Bür-
gerliste hält – wie der runde tisch – das
Bettelverbot für grundrechtswidrig und
befürwortet eine abschaffung. Inge hal-
ler: „eine Bettelmafia gibt es nicht. Das
ist ein unbewiesener mythos.“

als bemerkenswert und positiv am ver-
lauf der politischen Debatte zum Bettel-
verbot, die in der Folge der Positionie-
rung des runden tisches geführt wurde,
sehe ich an:
1) dass bereits im vorfeld der entschei-
dung des vfGh über die grundrechtliche
Problematik des Bettelverbotes öffentlich
diskutiert wurde und die medien diese
grundrechtlichen Fragestellungen breit
aufgegriffen haben;
2) dass in der Folge die grundrechtlichen
wie sachlichen argumente des runden
tisches nicht mehr ignoriert werden
konnten und sich die Parteien (wenn
auch bei ÖvP und FPÖ in abgrenzender
Form) in der Gemeinderatsdebatte mehr-
fach darauf bezogen haben;

3) dass der vorsitzende des runden
tisches im Gemeinderat als experte her-
angezogen und zum abschluss der
Debatte gehört wurde; diese Form der
expertInnenstellung von mitgliedern des
runden tisches im Gemeinderat kann
fortgesetzt und ausgebaut werden.

ein wesentliches argument für die Beibe-
haltung des Bettelverbotes ist die
Behauptung, eigentliche nutznießer des
Bettelns seien mafiös strukturierte Ban-
den, und das verbot schütze auch die
Bettelnden vor krimineller ausbeutung.
wissenschaftliche Studien aus Graz wek-
ken erhebliche Zweifel an dieser Behaup-
tung, die sich in Salzburg auf keine erho-
benen Daten stützen kann. Sinnvoll wäre
deshalb aus meiner Sicht, an der Univer-
sität Salzburg eine wissenschaftliche Stu-
die zur Bettelmigration in Salzburg nach
dem Grazer vorbild durchzuführen,
damit wir endlich gesicherte Daten zu
herkunft, sozialer Situation und organi-
sationsformen der bettelnden menschen
erhalten. Der runde tisch kann darüber
hinaus mit vorsichtigem optimismus der
höchstgerichtlichen entscheidung ent-
gegensehen und in der Zwischenzeit die
politische wie öffentliche aufklärungsar-
beit auf menschenrechtlicher Basis
weiterführen.

LINKS

europäisches trainings- und For-
schungszentrum für menschenrechte
und Demokratie (etC)
www.etc-graz.at

Bettellobby wien mit vielen Infos,
weiterführenden Links und artikeln
bettellobbywien.wordpress.com

verein Ketani für Sinti und roma
www.sinti-roma.at

Zeitschrift „romano Centro“
www.romano-centro.org  

Zeitschrift „d/rom/a“
www.roma-service.at

Zeitschrift „romano Kipo"  
www.kv-roma.at

Film „natasha“ von Ulli Gladik
www.natasha-der-film.at


	



